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Der Spuk ist endlich vorüber 
Der Spuk ist endlich vorüber. Der Berliner Mietendeckel ist juristisch und politisch 
krachend gescheitert. Nun ist es an der Zeit, dass sich die Berliner Landespolitik auf-
rafft und die Immobilienwirtschaft endlich als Partner und nicht als Gegner ansieht.  

Das Bundesverfassungsgericht hat den Mieten- 
deckel endlich gestoppt. 
Mit diesem Urteil haben, da bin ich mir ganz sicher, 
auch die politischen Erfinder und Umsetzer des 
Berliner Mietendeckels gerechnet, allen voran die 
ehemalige Bausenatorin Katrin Lompscher. Kein 
Verfassungsrechtler, der nicht von R2G oder den 
Mietervereinen beauftragt und bezahlt wurde, hat 
diesem Gesetz eine Verfassungskonformität beschei-
nigt. Das Urteil in Karlsruhe wurde mit 8:0 Stimmen 
der höchsten deutschen Richter einstimmig getroffen. 
Was für eine schallende Ohrfeige für den Berliner 
Senat. Unverantwortlich, was die Politik den Mietern 
und Vermietern eingebrockt hat. Es war glasklar: 
Das Land hat keine Gesetzgebungskompetenz, miet-
rechtliche Vorschriften zu erlassen. Hierfür ist allein 
der Bund zuständig. Die Berliner Landespolitik hat 
ihre Bürger sehenden Auges mit ihrem populis-
tischen Prestige-Projekt ins Chaos gestürzt und 
vorsätzlich eine Spaltung zwischen Vermietern und 
Mietern in Kauf genommen.

Auch politisch war das Gesetz ein kompletter Irrsinn. 
Das sehen wir an vielen Kennzahlen. Die Rechnung 
des Mietendeckelexperiments kam im Mai 2021 
vom Statistischen Landesamt: Die Zahl der geneh-
migten Wohnungen brach in Berlin im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum 2020 im 1. Quartal 2021 
um 14,1 Prozent ein. Der Blick ins Nachbarland 
zeigt, dass dieser Einbruch hausgemacht ist: Bran-
denburg verzeichnet für den gleichen Zeitraum ein 
Plus der Baugenehmigungen von 39,4 Prozent 
Dazu kommt, dass in Berlin die Zahl der Sozialwoh-
nungen rückläufig ist. Angesichts dieser besorgnis-
erregenden Entwicklung kann man nur das Fazit 
ziehen, dass die „Wohnungsbaupolitik“ von R2G 
gescheitert ist. Es ist nicht nachvollziehbar, dass 
Teile der den Senat tragenden Parteien weiter an 
der nun mehrfach widerlegten Annahme festhal-
ten, mehr staatliche Intervention sei das Allheil-
mittel für das Berliner Wohnungsproblem. 
Nur ein Maßnahmen-Mix aus mehr Neubau, schnel-
leren Genehmigungsprozessen, kluger Förderung 
und konsequentem Umsetzen der bestehenden 
Regularien werden auf Dauer den angespannten 
Wohnungsmarkt entlasten.“

Infolge des Mietendeckels gab es Ende 2020 fast 
60 Prozent weniger verfügbare Wohnungen auf 
den Immobilienportalen als vor Inkrafttreten des 
Gesetzes. Während sich das Angebot verringert hat, 
stieg gleichzeitig die Nachfrage nach Mietwoh-
nungen um rund 70 Prozent, wie die IHK Berlin 
errechnet hat. Haben sich bundesweit die Warte-
schlangen vor den angebotenen Wohnungen ver-
kürzt, so sind sie dagegen in der Hauptstadt immer 
länger geworden. Aus all diesen Kennziffern ergibt 
sich ein klares Bild: Mit dem Mietendeckel hat die 
rot-rot-grüne Landespolitik der Hauptstadt einen 
Bärendienst erwiesen.

Und nur wenige Stunden nach der Urteilsverkün-
dung fordern Linke, Grüne und SPD nun, einen bun-
desweiten Mietendeckel einzuführen, anstatt sich 
erst einmal bei den Berlinerinnen und Berlinern für 
ihre fatale politische Irrfahrt zu entschuldigen. Es 
hilft nur eine Angebotsausweitung, um die Lage zu 
entspannen. Schneller, mehr und günstiger bauen 
ist das Gebot der Stunde. So entstehen Wohnungen 
für alle Einkommensschichten. Und das kann nur 
der freie Markt stemmen. Nicht die Politik. Auf 
Bundesebene zeigt der verstärkte Neubau gerade 
seine Wirkung. Laut des Marktforschungsunterneh-
mens F+B, welches auch den Berliner Mietspiegel 
erstellt, flacht die Kurve der Mietensteigerung in 
vielen Städten weiter ab. In 27 der 50 teuersten 
deutschen Städten sinken die Mieten bereits. Auch 
die Analysen des IVD Research beweisen diesen 
bundesweiten Trend.

Was muss nun passieren? Die politischen Parteien 
müssen endlich auf Lösungen in der Sache, statt auf 
Wahlkampfgetöse und Regulierungspolitik setzen. 
Wohnungsneubau muss in ganz Deutschland und 
insbesondere in Berlin schneller und günstiger funk-
tionieren. Wenn die Berliner Politik sich nach dem 
Scheitern des Mietendeckels jetzt endlich bereit 
zeigen würde, mit allen Akteuren am Wohnungs-
markt offen über Lösungen zu diskutieren, wäre 
viel gewonnen. In anderen Städten und im Bund 
funktioniert das doch auch. 

Allein mir fehlt der Glaube ... 
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„Das Baulandmobilisierungsgesetz verfehlt sein 
Ziel. Es blockiert den Wohnungsneubau und führt 
zu massiven Ungerechtigkeiten. Das Gesetz erleich-
tert den Wohnungserwerb durch den Staat, wäh-
rend die Bildung von privatem Wohneigentum 
massiv eingeschränkt wird. Das war nicht Sinn und 
Zweck dieses Vorhabens.“ Das sagt Dirk Wohltorf, 
Frohnauer Makler und Vizepräsident des Immobi-
lienverbandes Deutschland IVD, zu den Ergebnis-
sen der Sitzung des Bundesrates Ende Mai 2021. Die 
Länderkammer befasst sich abschließend mit dem 
Baulandmobilisierungsgesetz. 

Aus Sicht von IVD-Vizepräsident Wohltorf sind vor 
allem zwei Aspekte des Gesetzes in Sachen Woh-
nungserwerb ungerecht: „Das Umwandlungsver-
bot von Miet- in Eigentumswohnungen trifft in ers- 
ter Linie kaufwillige Mieter, die oft keine andere 
Chance haben, an Wohneigentum zu gelangen.“ 
Durch den geplanten Genehmigungsvorbehalt für 
eine Privatisierung darf ein Mietshaus nur dann 
aufgeteilt werden, wenn zwei Drittel der Mieter von 
ihrem Vorkaufsrecht Gebrauch machen. „Da dieser 
Fall in der Praxis so gut wie nie eintritt, gehört das 
Modell des Mieterkaufs künftig der Vergangenheit 
an. Keine Umwandlung, kein Vorkaufsrecht, kein 
Mieterkauf. Bund und Länder betreiben damit  
keinen Mieterschutz, sondern Eigentumsverhinde-
rung. Viele Mittelschichtfamilien werden somit um 
eine attraktive – und meistens auch einzige – Mög-
lichkeit zur privaten Altersvorsorge gebracht“, er-
klärt Wohltorf.

Für den Staat hingegen wird der Erwerb von Miets-
häusern künftig erleichtert. Verantwortlich hierfür 
ist laut Wohltorf das modifizierte Vorkaufsrecht der 
Kommunen: „Das ist die Kehrseite der Medaille, die 
privates Eigentum ausbremst. Durch den Erwerb 
zum sogenannten Verkehrswert, der auch unter-
halb des tatsächlichen Marktwerts liegen kann, 
senkt sich der Staat im Zweifel selbst die Preise. In 
dieses Bild passt leider auch das vom Bundeska-
binett verabschiedete neue Wertermittlungsrecht 
(ImmoWertV), welches Gutachterausschüssen und 
Katasterämtern faktisch die alleinige Deutungs-
hoheit über Verkehrswerte einräumt, ohne für die 
erforderliche Transparenz der herangezogenen  
Daten und Verfahren sorgen zu müssen.“ Gegen 
den Referentenentwurf der ImmoWertV 2021 hatte 
sich der IVD mit einem breiten Bündnis aus immo-
bilienwirtschaftlichen Verbänden und Instituten 
ausgesprochen.

Baulandmobilisierungsgesetz: Niedrigere Wohnungspreise  
für den Staat – höhere Hürden für private Käufer

Ein eigener IMMOBILIENMARKTBERICHT
für Reinickendorf und Umgebung? 

BEIM PLATZHIRSCH IN FROHNAU!

www.wohltorf.com
www.frohnau-immobilien.cominstagram.com/frohnau_immobilien facebook.com/frohnau.immobilien

  

Unser Maklerbüro direkt 
zwischen den beiden 

Frohnauer Plätzen:

Ludolfi ngerplatz 1a, 
13465 BerlinGoogle (5,0/5,0) 

ImmobilienScout24 (5,0/5,0) 

Makler-Empfehlung.de (5,0/5,0)

Facebook (4,8/5,0) 

Gelbe Seiten (5,0/5,0)

 (136 Kundenbewertungen Stand 06/2021)
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Die steigenden Preise für Häuser und Bauland sind für viele Familien der Anlass, der 
Stadt den Rücken zu kehren – besonders in der Coronakrise.

Nachfrage nach Immobilien  
steigt – aber verlagert sich

Die Coronapandemie bestimmt weiterhin das Leben und die Wirtschaft. Die 
Immobilienbranche ist nur in wenigen Teilmärkten betroffen. Dazu gehören 
vor allem Einzelhandels- und Hotelimmobilien, teilweise auch Büroimmobilien. 
Weiterhin ungebrochen ist die Nachfrage nach Wohnimmobilien. Diese Ent-
wicklung wird durch die niedrigen Zinsen und den Mangel an Anlage
alternativen gestützt. In Städten mit mehr als 500.000 Einwohnern beträgt der 
daraus resultierende Preisanstieg bis zu 30 Prozent. Die größten Anstiege ver-
zeichnen jedoch Städte mit einem eher niedrigen Preisniveau. 
Der Immobilienmarkt reagiert sehr träge auf aktuelle Entwicklungen und ist 
auch deshalb relativ krisenfest. Wegen der hohen Preise plant gut jeder vierte 
Immobilieneigentümer, seine Immobilie zu verkaufen, zögert aber noch. Als 
Gründe für einen Verkauf werden genannt: Jetzt lohnt es sich, den Gewinn zu 
realisieren; die Immobilie passt nicht mehr zur Lebenssituation, ist zu groß 
oder nicht barrierefrei. Die Nachfrage nach Häusern im Umland hat sich teil-
weise verdoppelt. Dieser Trend zeigt sich im Speckgürtel aller großen Städte, in 
München und Köln aber bereits sehr deutlich. 

Wohnimmobilien wieder teurer
Die Preise für Wohnimmobilien in Deutschland 
lagen Ende 2020 um durchschnittlich 8,1 Prozent 
höher als im Vorjahresquartal, teilt das Statistische 
Bundesamt mit. Damit setzt sich der Trend stei-
gender Wohnimmobilienpreise trotz der andau-
ernden Coronapandemie fort. Die Häuserpreise 
stiegen sowohl in Metropolen als auch in den länd-
lichen Kreisen jeweils um rund zehn Prozent oder 
mehr. Auch Eigentumswohnungen verteuerten sich 
in der Stadt und auf dem Land, allerdings etwas 
weniger deutlich als Häuser. Die stärkste Preisstei-
gerung für Eigentumswohnungen wurde in dichter 
besiedelten ländlichen Kreisen beobachtet.
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Quelle: Destatis 2021

Häuserpreisindex

2015 = 100, Veränderungsrate zum  
Vorjahresquartal in Prozent

2010 2012 2014 2016 2018 2020

8

6

4

2

0

Die besten Konditionen für die 
Eigenheimfinanzierung
Auch in der Niedrigzinsphase lohnt sich der Ver-
gleich: Bei der Finanzierung können Immobilien
käufer:innen mehrere Zehntausend Euro sparen, 
meldet die Zeitschrift „Finanztest“ nach einer 
Untersuchung von Krediten bei 89 Banken, Kredit-
vermittlern, Bausparkassen und Versicherungen. 
Bei den Zinsen ist wieder Ruhe eingekehrt. Anfang 
des Jahres waren die Zinsen geringfügig gestiegen, 
befinden sich aber immer noch auf sehr niedrigem 
Niveau. Die Europäische Zentralbank setzt ihren 
Kurs fort und beabsichtigt anscheinend, die Bedin-
gungen stabil zu halten.

Entwicklung der Hypothekenzinsen
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Nachfrage nach Häusern im Umland verdoppelt
Die Kaufanfragen pro Angebot in den Speckgürteln der vier Metropolen Berlin, 
Hamburg, München und Köln sind innerhalb der vergangenen fünf Jahre 
stärker gestiegen als in den Städten selbst. Das ergibt sich aus einer Analyse 
des Internet-Portals Immowelt. 
Für die Analyse wurde die Entwicklung der Nachfrage nach Häusern in elf 
ausgewählten Großstädten im Radius von 40 Minuten Fahrzeit untersucht. In 
München und Köln zeigt sich dieser Trend bereits deutlich: In beiden Städten 
sind die Anfragen pro Objekt innerhalb des 40-Minuten-Radius in etwa doppelt 
so stark gestiegen wie im Stadtgebiet. In München hat sich die Nachfrage in 
der Stadt um 31 Prozent erhöht, im Umland um 57 Prozent. In Köln ist die 
Spanne sogar noch etwas größer: Plus 74 Prozent im Stadtgebiet stehen plus 
156 Prozent im Speckgürtel gegenüber. Die steigenden Preise für Häuser und 
Bauland sind für viele Familien der Anlass, der Stadt den Rücken zu kehren 
– besonders in der Coronakrise. Wer nicht jeden Tag in die Stadt zum Arbeiten 
muss, nimmt eine längere Anfahrt aus dem Umland in Kauf. „Wir beobachten 
bereits seit einigen Jahren den Trend, dass die Nachfrage in den Speckgürteln 
rings um große deutsche Städte stark ansteigt – teils wegen der Preisentwick-
lung in den Städten selbst, teils wegen höherer Ansprüche an das eigene Wohn-
umfeld“, sagt Prof. Dr. Cai-Nicolas Ziegler, CEO von Immowelt. 
Auch in Berlin lässt sich bereits ein Trend erkennen, wenngleich die Unter-
schiede dort geringer sind, weil die Dichte im großflächigeren Umland geringer 
ist. Bisher zeichnet sich der Trend zur Stadtflucht besonders in teuren Groß-
städten ab, in denen der Immobilienmarkt sehr eng ist und Familien immer 
größere Schwierigkeiten haben, Wohneigentum zu erwerben. 

„Die Schwärmerei für die Natur kommt  
von der Unbewohnbarkeit der Städte.“
Bertolt Brecht
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KÄUFER GESUCHT?
Wenn Sie 2020 Ihr Haus, Ihr Grundstück oder 
Ihre Wohnung veräußern möchten, fi nden wir 
den passenden Käufer: mit geprüfter Bonität 
und ehrlichem Interesse. Dafür sorgen unsere 
Fachkompetenz, unsere sorgfältig gepfl egte 
Datenbank und unsere persönliche Betreuung. 
Nie waren Immobilien wertvoller als heute. 
Nutzen Sie diese Gelegenheit! 

Als erster nach Europäischer DIN 15733 
zertifi zierter Immobilienmakler für 
Wohnimmobilien in Berlin freuen wir uns 
darauf, Sie von unserem Service und unserer 
Fachkompetenz überzeugen zu dürfen.

Nähere Informationen erhalten Sie 
telefonisch unter 030.401 33 46 
oder per E-Mail an immobilien@wohltorf.com
oder im Internet: www.frohnau-immobilien.de

Dirk Wohltorf
Ludolfi ngerplatz 1a
13465 Berlin - Frohnau

/wohltorf /wohltorf/frohnau.immobilien /wohltorf
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Im Grundgesetz ist festgelegt, dass der Staat „in Verantwortung für die künfti-
gen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere“ zu schützen 
habe. Darauf verweist das aktuelle Urteil und fordert Nachbesserungen am 
Klimaschutzgesetz. Das erst 2019 in Kraft getretene Bundes-Klimaschutzgesetz 
ist verfassungswidrig. Die Bundesregierung hat überraschend schnell reagiert 
und neue Ziele für Deutschland formuliert: 

Klimaschutzgesetz: Bundesverfassungsgericht schreibt  
Geschichte mit Konsequenzen für Immobilieneigentümer

Das Land soll jetzt in zwei Stufen bereits bis 2045 
klimaneutral werden. Die CO2-Emissionen sollen 
bis 2030 im Vergleich zum Jahr 1990 um 65 Prozent 
reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 sollen sie ge-
genüber dem Vergleichsjahr um 88 Prozent gesun-
ken sein. Das Gesetz muss noch im Bundestag und 
Bundesrat beraten werden.

Ursprünglich sollte bis zum Jahr 2050 Klimaneutra-
lität erreicht werden. Auch die Zwischenziele waren 
weniger ambitioniert. Für 2030 war ursprünglich 
nur ein Minus an CO2-Emissionen von 55 Prozent 
vorgesehen. Das Ziel für das Jahr 2040 ist neu. Für 
die einzelnen Wirtschaftsbranchen, vor allem für 
die Energiewirtschaft und die Industrie, sind außer-
dem konkrete Jahresemissionsmengen in den Jahren 
von 2023 bis 2030 vorgesehen.

Seit Anfang des Jahres gilt die neue CO2-Beprei-
sung auf Heizen und Verkehr. Damit soll ein Anreiz 
für geringeren Verbrauch oder den Umstieg auf an-
dere Energiequellen gesetzt werden. Die Umlage 
errechnet sich aus dem gesetzlich festgelegten CO2-
Preis, der jährlich steigt, und dem CO2-Emissions-
faktor des jeweiligen Brennstoffs. Nach den aktuellen 
Plänen der Bundesregierung ist vorgesehen, Mieter 
beim CO2-Preis stärker zu entlasten. Vermieter sollen 
künftig die Hälfte der Kosten tragen. Diesem Ansin-
nen stimmen nicht alle Beteiligten zu, vor allem, 
weil Vermieter keinen Einfluss auf das Heizverhal-
ten ihrer Mieter haben.

Das bahnbrechende Urteil des Bundesverfassungsgerichtes
schreibt Geschichte.
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Mehr Platz in der Wohnung durch Selfstorage

 
Der Trend geht hin zu kleineren Wohnungen. Das hat seinen Grund vor allem 
in den hohen Mieten und Immobilienpreisen. In Corona-zeiten kann die Enge 
aber auch belastend sein. Durch konsequentes Aussortieren oder auch durch 
Auslagern kann man sich Platz schaffen. Selfstorage-Center, die sich vor allem 
in Großstädten und Ballungsgebieten angesiedelt haben, können eine Lösung 
sein, wenn man Gegenstände eigentlich nicht mehr braucht, sie aber auch 
nicht wegwerfen oder verkaufen will. Immer häufiger werden Lagerflächen zu 
überschaubaren Mietpreisen und flexiblen Konditionen angeboten. Davon 
profitieren nicht nur Privatpersonen sondern auch Gewerbetreibende. Händler 
und Gewerbetreibende finden zu günstigen Preisen und sicheren Bedingungen 
Platz für ihr Inventar. Die Nachfrage wächst mit dem Angebot. Laut einer 
aktuellen Bevölkerungsumfrage würden drei Viertel der Befragten bei Bedarf 
einen Lagerraum mieten. 53 Prozent antworteten mit einen klaren „Ja“, sie 
würden Hab und Gut einlagern und 24 Prozent können es sich immerhin 
vorstellen. Der typische Selfstorage-Nutzer ist jung, männlich und Mieter. Mie-
terinnen und Mieter sind eher als Wohneigentümer bereit, Sachen einzulagern. 
Mit dem Einlagern spart man nicht nur Platz, sondern auch Geld. Denn La-
gerraum zu mieten, ist deutlich günstiger als Wohnraum. Das schafft auch bei 
der Wohnraumsuche mehr Flexibilität.

Neues Energielabel für  
Haushaltsgeräte
Wer ab März 2021 ein neues Haushaltsgerät kau-
fen will, muss sich an neue Energielabel gewöhnen. 
Die Skala reicht jetzt von A bis G. Die Europäische 
Kommission hat die neue Klassifizierung einge-
führt, weil die ursprüngliche Skala durch die Erwei-
terung von Pluszeichen immer unübersichtlicher 
wurde. Waschmaschinen waren fast nur noch in 
der besten Klasse A+++ erhältlich. 

In der Übergangszeit von November 2020 bis März 
2021 mussten die Hersteller großer Haushalts- 
geräte sowohl das alte als auch das neue Label  
beilegen. Auf Kühl- und Gefriergeräten, Geschirr-
spülern, Waschmaschinen und Waschtrocknern 
kleben inzwischen die neuen Kennzeichnungen. 
Die Klassengrenzen wurden so definiert, dass die 
beste Klasse A zunächst voraussichtlich nur in  
Einzelfällen erreicht wird, damit Raum bleibt für 
den technischen Fortschritt. Zusätzlich wird jetzt 
auch der Geräuschwert klassifiziert. Eine auffällige 
Neuerung ist der QR-Code oben rechts auf jedem  
Energielabel, über den man zur Europäischen Pro-
duktdatenbank EPREL gelangt, wo zukünftig wei-
tere Produktinformationen erhältlich sein werden. 
Wichtige Ersatzteile wie Motoren, Pumpen, Tür-
scharniere oder -dichtungen müssen bis zu zehn 
Jahre nach dem letzten Inverkehrbringen noch er-
hältlich sein. Das soll Reparaturen erleichtern und 
die Nutzung der Geräte verlängern.

Apartment für Studenten kaufen 
statt mieten
Immer mehr junge Menschen ziehen in eine fremde Stadt, um zu studieren. Je 
gefragter der Studienort ist, desto höher sind die Mieten für ein Zimmer in der 
Wohngemeinschaft oder ein Apartment – von einer eigenen kleinen Wohnung 
ganz zu schweigen. Aber es gibt Alternativen. Der Wohnungsmarkt für studen-
tisches Wohnen ist weiterhin angespannt. Die durchschnittlichen Mieten für 
Studenten stiegen im vergangenen Jahr insgesamt in 29 von 30 der unter-
suchten Hochschulstandorte, lautet das zentrale Ergebnis des MLP Studenten-
wohnreports 2020. Besonders begehrt sind kleine Wohnungen in mittelgroßen 
Hochschulorten. Die steigenden Preise haben dazu geführt, dass inzwischen 30 
Prozent der Studierenden in einer WG wohnen, 2003 waren es noch 22 Prozent.
Die meistens von den Eltern übernommenen Mieten könnten nämlich auch 
für die Abzahlung einer Eigentumswohnung verwendet werden. Auf diese Wei-
se ist der Sohn oder die Tochter während des Studiums gut mit Wohnraum 
versorgt und die Eltern tun gleichzeitig etwas für ihre eigene Altersvorsorge. 
Die durchschnittliche Miete, die Studierende in Deutschland heute zahlen, be-
trägt 323 Euro. 
Wer zusätzlich Eigenkapital in die Wohnungsfinanzierung einbringt, kann mit 
dem ungefähren Gegenwert der Miete bereits ein Darlehen von 100.000 Euro 
bedienen. Je nach Studienort kann man dafür bereits eine kleine Eigentums-
wohnung mit 50 bis 60 Quadratmetern bekommen – im Osten und in kleinen 
Städten eher als in den in großen Metropolen. Wenn die Tochter oder der Sohn 
die Wohnung nicht mehr braucht, kann sie nachrückenden Studenten zur 
Verfügung stehen. Eine größere Wohnung ließe sich eventuell auch durch  
Miete zahlende Mitbewohner gegenfinanzieren. Weil damit zu rechnen ist, 
dass die Mieten weiter steigen werden, kommt im Laufe der Jahre eine ansehn-
liche Einnahme als Ergänzung zu den Bezügen im Alter zustande.  

Sicherer, leiser, zügiger durch 
die Stadt: Neue Verkehrsregeln 
für Radfahrer
Das Radverkehrsaufkommen hat laut Bundesminis- 
terium für Verkehr während der Corona-Pandemie 
zugenommen und gewinnt weiter an Bedeutung. 
Über 80 Prozent der Deutschen nutzen das Fahrrad, 
55 Prozent halten es für ein unverzichtbares Ver-
kehrsmittel. An einer viel befahrenden Straße 
möchte niemand so gern wohnen. Störend wirken 
vor allem Lärm, Abgase und Schmutz. Weniger 
Auto- und mehr Radverkehr würde die Städte 
deutlich von schädlichen Emissionen entlasten und 
das Wohnen in der Stadt wieder gesünder, kinder- 
und seniorenfreundlicher machen. Die Bundesre-
gierung fördert daher den Radverkehr. Im vorigen 
Jahr hat sie die rechtlichen Vorschriften geändert, 
um den Radverkehr zu stärken. Auf der Straße sind 
diese Neuerungen noch längst nicht überall richtig 
angekommen. Neu sind beispielsweise der Grün-
pfeil, Fahrradzonen und Schrittgeschwindigkeit für 
rechtsabbiegende Kraftfahrzeuge über 3,5 t inner-
orts. Außerdem ist das Nebeneinanderfahren von 
Radfahrenden grundsätzlich gestattet, wenn andere 
Verkehrsteilnehmende nicht behindert werden.  
Für das Überholen von zu Fuß Gehenden und 
Radfahrer*innen gilt ein Mindestüberholabstand 
von 1,5 Metern innerorts und von zwei Metern  
außerorts. Auf Schutzstreifen für Radfahrende gilt 
ein generelles Halteverbot. Auf Fahrradstraßen und 
in Fahrradzonen dürfen andere Fahrzeuge nur  
ausnahmsweise und nur mit einer Höchstgeschwin-
digkeit von 30 km/h fahren. Die Sicherheit aller 
Verkehrsteilnehmer ist ein wesentlicher Schwer-
punkt der neuen Regeln. 
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Die Nutzung des teuren Wohnraums in der Stadt als Abstellraum ist viel zu teuer.  
Keller oder Dachboden sind oft nicht vorhanden. Die Lösung heißt Selfstorage –  
selbst einlagern – in Boxen, die man mieten kann.



Welche Versicherungen wirklich wichtig sind
Wie viel ein Haushalt für Versicherungen ausgibt, geht aus den Ergebnissen 
der Laufenden Wirtschaftsrechnungen (LWR) hervor. Danach haben Privat-
haushalte im Jahr 2019 durchschnittlich rund 1.500 Euro für Versicherungen 
ausgegeben, teilt das Statistische Bundesamt mit. Die Beiträge an Versiche-
rungen machten im Jahr 2019 durchschnittlich 3,4 Prozent der verfügbaren 
Einkommen aus. 2009 lag der Anteil noch bei 2,9 Prozent. Die Höhe der Versi-
cherungsbeiträge hängt stark von den Einkommensverhältnissen ab. Haus-
halte mit höheren Einkommen geben fast viermal so viel für Versicherungen 
aus. Einige Versicherungen sind unverzichtbar. Dazu gehört die Privathaft-
pflichtversicherung für Mieter und Eigentümer. Sie übernimmt Schäden, die 
der Versicherte oder ein Familienmitglied einem Dritten fahrlässig zugefügt 
hat, und wehrt unberechtigte Ansprüche ab. Immobilieneigentümer kommen 
überdies um die Wohngebäudeversicherung nicht herum. Sie tritt ein bei Feu-
er, Leitungswasserschäden, Sturm und Hagel sowie Naturgefahren wie Stark-
regen oder Überschwemmung. Die Zeitschrift Finanztest hat 70 Wohngebäu-
deversicherer getestet. 68 von 178 Tarifen waren sehr gut, vor allem Premium-
tarife mit erweiterten Leistungen. Viele Verträge für Wohngebäudeversicherungen 
haben aber auch große Lücken. 79 Tarife sind wegen des eingeschränkten 
Versicherungsschutzes bei grober Fahrlässigkeit sogar mangelhaft. Eigentümer 
sollten daher ihre Verträge dringend prüfen.

Immobilien als Basis des  
Zusammenlebens und der Kultur

Gebäude bestimmen durch ihre Zweckbestimmung in weitem Umfang die Art 
und Weise des Zusammenlebens. Ein besseres Leben im Einklang mit der Natur 
und als Ausdruck der Kultur ist auch das Ziel aktueller politischer Initiativen.
Die Transformation ist bereits jetzt in vollem Gange. Das neue europäische 
Bauhaus ist zum Beispiel ein Projekt für alle Regionen, Städte und Dörfer. Es 
soll Ausdruck einer politischen Entscheidung und eines Umdenkens sein und 
ein neuer Weg hin zur physischen Umgestaltung der Räume. Dabei handelt es 
sich um ein ökologisches, wirtschaftliches und kulturelles Projekt mit Blick auf 
die Verwirklichung des europäischen Grünen Deals. Aspekte wie Design, Nach-
haltigkeit, Barrierefreiheit, Erschwinglichkeit und Investitionen sollen mitei-
nander kombiniert werden. 
Die Präsidentin der Europäischen Kommission Ursula von der Leyen hatte 
dieses Vorhaben in ihrer Rede zur Lage der Union 2020 angekündigt. Das 
Projekt befindet sich derzeit in der Phase der gemeinsamen Gestaltung, die in 
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen für die ersten fünf Pilotpro-
jekte münden wird. Die Ideen aus ganz Europa sollen dann mit finanzieller 
Unterstützung der EU umgesetzt werden. Das neue Europäische Bauhaus zielt 
darauf ab, Menschen und Gemeinschaften zu stärken.
In welchem Umfang ein derartiger Denkansatz bereits Bestandteil unserer Bau-
kultur ist, zeigen Film, Ausstellung und Publikation zum Thema 70 Jahre Kunst 
am Bau in Deutschland. Darin erhalten Interessierte Einblick in ausgewählte, 
überwiegend nicht öffentlich zugängliche Kunst-am-Bau-Projekte der beiden 
deutschen Staaten sowie des wiedervereinigten Deutschlands. Der Film ist zu 
sehen auf www.bmi.bund.de/kunst-am-bau. Er gibt in rund 15 Minuten erste 
Einblicke in das Thema.

Gute Gründe, die eigene  
Immobilie jetzt zu verkaufen
Die Wohnbedürfnisse ändern sich von Lebensab-
schnitt zu Lebensabschnitt. Wenn sich die Woh-
nung aber nicht mit verändern lässt, stehen wich-
tige Entscheidungen an. Doch wann ist der richtige 
Zeitpunkt, die alte Immobilie zu verkaufen und den 
Umzug vorzubereiten? 

Jede zweite Wohneigentümer:in, die ihre vier Wän-
de verkaufen will, zögert wegen der Pandemie 
noch, lautet das Ergebnis einer aktuellen Studie. 
Dabei sind die Chancen, einen hohen Verkaufs-
preis zu erzielen, derzeit überaus gut. Gut jeder 
vierte Immobilienbesitzer:in plant, seine Immobilie 
zu verkaufen. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der 
größte Anteil, knapp ein Drittel, möchte die gün-
stige Lage auf dem Immobilienmarkt ausnutzen 
und mit dem Verkauf einen finanziellen Gewinn 
realisieren. Jeder Sechste möchte sich von seinem 
Wohneigentum trennen, weil es nicht mehr zu sei-
ner Lebenssituation passt – davon 17 Prozent, weil 
es zu groß ist, und 16 Prozent, weil es nicht barrie-
refrei ist. 
Die Corona-Pandemie verunsichert viele verkaufs-
willige Wohneigentümer:innen. Gleichzeitig ist die 
Nachfrage nach Wohneigentum in vielen Regi-
onen sehr groß. Die Marktlage ist derzeit also aus
gesprochen günstig – möglicherweise gerade wegen 
der Pandemie.
Mit der Unterstützung eines erfahrenen Spezia-
listen lässt sich der Verkauf trotz Corona-Einschrän-
kungen gefahrlos umsetzen. Häufig befinden sich 
geeignete Kaufinteressent:innen bereits in der Vor-
merkliste. Überdies bieten moderne Techniken von 
Internet-Video über 360°-Ansichten bis hin zu 
Drohnenbildern beste Voraussetzungen dafür, Ihr 
Objekt von der besten Seite zu zeigen. Damit ent-
fallen unnötige Vorortbesichtigungen und die Zahl 
der Besucher:innen wird auf die wirklich interes-
sierten beschränkt. Die gut ausgewählten Interes-
senten haben sich im besten Fall bereits vor der 
realen Besichtigung am eigenen Computer, Tablet 
oder Smartphone einen umfassenden Eindruck ver-
schafft. 

Immobilien befriedigen nicht nur die Bedürfnisse nach einem Ort zum Wohnen,  
Arbeiten oder Wirtschaften. 

Sommer 2021
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Coronapandemie in Zahlen
Die Coronapandemie wirkt sich massiv auf sämtliche Bereiche des täglichen 
Lebens aus. Das Statistische Bundesamt nennt Zahlen für 2020: Das Bruttoin-
landsprodukt bricht um 4,9 Prozent ein. Mit 4,2 Prozent erreicht das Staatsde-
fizit den zweithöchsten Wert seit 1990. Der Flugverkehr verzeichnet 74,5 Pro-
zent weniger Fluggäste. Im Tourismus fiel die Zahl der Gästeübernachtungen 
aus dem Ausland um knapp zwei Drittel. Der Umsatz im Gastgewerbe sank 
fast auf die Hälfte. Die privaten Haushalte haben ihr Konsumverhalten stark 
verändert: Die Konsumausgaben gingen um 4,6 Prozent zurück. Der Online-
handel verbucht ein Plus von 27,8 Prozent. Es gab 10,7 Prozent weniger Ver-
kehrstote, und die Bevölkerung ist erstmals seit 2011 nicht weiter gewachsen. 

Der Veränderungsprozess der Innenstädte hat schon vor einigen Jahren einge-
setzt. In der Coronapandemie wird er deutlicher sichtbar: Die Verteilung des 
öffentlichen Raums in den Städten entspricht nicht mehr den Anforderungen 
an eine klimagerechte Stadt. Die innerstädtische Mobilität ist zu sehr am Leit-
bild des motorisierten Individualverkehrs ausgerichtet. Gewerbliche Nutzungen 
haben zu einem eintönigen Stadtbild geführt. Der Einzelhandel ist zu sehr 
durch Filialisten geprägt, die Gastronomie durch immer ähnlichere Imbiss
läden. Die Fußgängerzonen der 70er- und 80er-Jahre prägen wichtige Teile des 
Stadtbildes und wirken abends wie ausgestorben. Eine Aufwertung der Aufent-
haltsqualität ist überfällig. Die Funktionalität der Innenstädte ist ein öffentli-
ches Gut. Alternative Nutzungen spielen eine zentrale Rolle, um Innenstädte 
belebt zu halten. Die Umnutzung von Büroflächen könnte eine adäquate  
Möglichkeit sein, um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Erdgeschosslagen  
eignen sich für kulturelle und soziale Nutzungen oder für neue Formen der 
urbanen Produktion. Die Stadt der Zukunft ist auf jeden Fall multifunktional.

Bereits vor Corona herrschte in vielen Städten das Bewusstsein, dass eine  
Transformation der Innenstädte nötig sein würde. 

Neue Chancen für Innenstädte

Baugenehmigungen: Kleinere Großstädte  
verzeichnen deutlichen Zuwachs 
Die Bauämter genehmigten im vorigen Jahr 2,2 Prozent mehr Wohnungen als 
im Vorjahr. Die höchsten Zuwächse verbuchten die kreisfreien Großstädte  
unter 500.000 Einwohnern mit 4,5 Prozent und die ländlichen Kreise mit 5,8 
Prozent. Fast zwei Drittel der Genehmigungen entfielen auf Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern. Knapp 55.000 Wohnungen wurden in den sieben größ-
ten deutschen Städten genehmigt. Die Metropolen München und Köln konnten 
nach Rückgängen in den Vorjahren wieder etwas zulegen. Die übrigen fünf 
Städte hatten Rückgänge zu verzeichnen. In den Umlandkreisen der sieben 
größten Städte sind die Genehmigungszahlen relativ stabil geblieben, im Um-
land von Hamburg, München, Köln und Düsseldorf wurden mehr Wohnungen 
genehmigt, in den ländlichen Kreisen legte der Eigenheimbau deutlich zu.
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Homeoffice: Noch viel Luft  
nach oben
Die Arbeit im Homeoffice hat die Lebensgewohn-
heiten und die Ansprüche an die eigene Wohnung 
verändert. Im März 2021 arbeiteten 31,7 Prozent 
der Beschäftigten in deutschen Unternehmen teil-
weise oder vollständig im Homeoffice. Das geht aus 
der neuesten Umfrage des ifo Instituts hervor. Die 
Wissenschaftler schätzen das Potenzial für Home-
office auf 56 Prozent der Beschäftigten ein. Wie 
hoch der Anteil tatsächlich ist, liegt an der Branche 
des jeweiligen Unternehmens. Der Bereich Dienst-
leistung liegt vor dem verarbeitenden Gewerbe und 
dem Handel. Die Arbeitsmobilität ist gestiegen  
und wird vermutlich die privaten Wohnbedürfnisse 
auch nach der Krise weiterhin beeinflussen.

Für 1.000 Euro Miete gibt es 
immer weniger Fläche
Vor zehn Jahren reichte ein Budget von 1.000 Euro 
noch für eine Mietwohnung, in der eine ganze Fa-
milie Platz hatte. Das hat sich in allen Städten 
Deutschlands geändert. Den größten Rückgang der 
Wohnfläche verzeichnet Berlin: Mieter bekamen 
dort vor zehn Jahren für eine Kaltmiete von 1.000 
Euro noch eine 120 Quadratmeter große Wohnung, 
heute sind es nur noch 69 Quadratmeter. Das sind 
umgerechnet zwei oder drei Zimmer weniger oder 
entspricht einer Verringerung um 51 Quadratmeter. 
Leipzig und Dresden verzeichneten einen ähnlich 
großen Rückgang. Auch in Offenbach und Kassel 
müssen sich Mieter beim Wohnungswechsel auf  
weniger Platz einstellen. Die geringsten prozentualen 
Einbußen gibt es in Münster, Essen und Bremen. Im 
Mittelfeld liegen Dortmund, Freiburg, Hannover, 
Karlsruhe und Wiesbaden. 

Elektromobilität kommt in Fahrt

Die Elektromobilität in Deutschland steht vor einer 
Trendwende. Der Rückstand gegenüber anderen 
Ländern baut sich ab, die Neuzulassungen legen 
deutlich zu. Jetzt fehlt nur noch die private Lade- 
infrastruktur. Das neue Gebäude-Elektromobilitäts-
infrastruktur-Gesetz (GEIG) hat wichtige Rahmen-
bedingungen für den Ausbau der Ladeinfrastruktur 
geschaffen. Gebäude sollen künftig mit Leerrohren 
zur Aufnahme von Energieversorgungs- und Daten-
leitungen ausgestattet werden. Die KfW fördert 
jeden Ladepunkt mit 900 Euro Zuschuss. Das gilt 
für Eigentümer und Wohnungseigentümergemein
schaften sowie für Mieter und Vermieter.
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Wohngipfel ohne große  
Überzeugungskraft
Ende Februar 2021 hat die Bundesregierung Bilanz 
gezogen. Auf dem Prüfstand standen die Ergebnisse 
der aktuellen Wohnungspolitik: Welche Ziele wur-
den erreicht, was steht noch aus, was hat nicht ge-
klappt? Das Institut der Deutschen Wirtschaft in 
Köln hat den Wohnungsgipfel kommentiert:
Wohnungsbau: In der laufenden Legislaturperiode 
sollten 1,5 Millionen Wohnungen gebaut werden. 
Dieses Ziel wird verfehlt. Das Problem: Die Bundes-
regierung baut ja nicht selbst, sie gibt nur die 
Rahmenbedingungen vor. Hier sei zu wenig pas-
siert. Die Kommunen müssen mehr Bauland aus-
weisen, stoßen jedoch häufig auf den Widerstand 
der Bürger. Überdies fehlt ihnen oft das Geld, um 
die erforderliche Infrastruktur für eine Stadterwei-
terung zu finanzieren. 
Wohngeldreform: Die Bundesregierung hat die 
Wohngeldreform umgesetzt. Damit werden Haus-
halte oberhalb der Grundsicherung entlastet. Ins-
besondere die künftige Dynamisierung sei ein 
wichtiger Schritt, um Überlastungen bei den Wohn-
kosten zu verhindern. Der Ausweitung der Förde-
rung im sozialen Wohnungsbau bescheinigt das 
Institut dagegen nur mäßigen Erfolg. Hier sei 
„eine größere Treffsicherheit“ notwendig. 
Baukosten: Auch im Bereich Baukosten gibt es  
keine Fortschritte. Im Vergleich mit den Niederlan-
den steht Deutschland vergleichsweise schlecht da. 
Im Nachbarland gelten ebenfalls sehr hohe Ener-
gie- und Sicherheitsstandards, aber Einfamilien-
häuser können dort für die Hälfte der Baukosten 
erstellt werden. 
Wohneigentum: Das Baukindergeld war eine 
teure Förderung, die unsinnig gewesen sei, weil 
Wohneigentum aufgrund der niedrigen Zinsen 
attraktiv genug ist. Wichtiger wäre es gewesen, den 
Haushalten beim Startkapital zu helfen, um Er-
werbsnebenkosten zu bezahlen und Eigenkapital 
einzubringen. Bürgschaftsdarlehen von staat- 
lichen Institutionen waren zwar geplant, wurden 
jedoch doch nicht umgesetzt.

Heizen in der Übergangszeit:  
Wie warm muss es sein?

Die Heizperiode dauert normalerweise vom 1. Oktober bis zum 30. April. Das 
ist die Zeit, in der ein Vermieter die zentrale Heizungsanlage so einstellen muss, 
dass eine Mindesttemperatur von 20 bis 22 Grad Celsius erreicht werden kann. 
Der Deutsche Mieterbund (DMB) teilt mit, dass der Vermieter die Mindesttem-
peraturen nicht „rund um die Uhr“ garantieren muss. Nachts zwischen 23.00 
und 6.00 Uhr sind nach der Nachtabsenkung 18 Grad Celsius ausreichend. Der 
Vermieter kann im Mietvertrag diese Regeln nicht einfach ändern und bei-
spielsweise festlegen, dass tagsüber eine Temperatur von 18 Grad Celsius 
ausreichen soll. Solche Vereinbarungen sind unwirksam. Werden die Mindest-
temperaturen im Winter nicht erreicht, liegt ein Wohnungsmangel vor, der  
den Mieter zur Mietminderung berechtigt. Fällt die Heizung im Winter bei 
Minusgraden ganz aus, kann die Mietminderung bis zu 100 Prozent betragen. 
Drohen deshalb Gesundheitsschäden, ist der Mieter berechtigt, das Mietver-
hältnis fristlos zu kündigen. Auch der Ausfall oder die mangelhafte Warm- 
wasserversorgung ist ein Wohnungsmangel. Die Warmwassertemperatur, die 
mindestens erreicht werden muss, beträgt 40 bis 50 Grad Celsius. Mieter sind 
jedoch auch in der Pflicht: Sie müssen ihre Wohnung ausreichend heizen, 
damit keine Schäden durch eingefrorene Wasserleitungen entstehen können. 
Das gilt bei hohen Minusgraden auch bei Abwesenheit, etwa während eines 
Urlaubs. Mieter sollten die Thermostatventile in diesem Fall mindestens auf 
die Frostschutzsicherung einstellen. Gut ist es auch, wenn vor Antritt des Ur-
laubs ein Freund, Verwandter oder Nachbar mit der Betreuung der Wohnung 
beauftragt wird. Gebäudeversicherungen, Hausrat- oder Haftpflichtversiche-
rung treten für Frostschäden nur ein, wenn Mieter oder Vermieter die Sorgfalts-
pflichten eingehalten haben. 

Es gibt Ausnahmen und Besonderheiten, die für Mieter und Vermieter von  
Belang sind.
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10,4 %  
Landgemeinde < 5.000 Einwohner 17,3 %  

große Großstadt > 500.000 Einwohner

14,2 %  
kleinere Großstadt 
> 100.000 Einwohner

9,2 %  
größere Mittelstadt 
> 50.000 Einwohner19,4 %  

kleinere Mittelstadt > 20.000 Einwohner

15,7 %  
größere Kleinstadt 

> 10.000 Einwohner

13,7 %  
kleine Kleinstadt 

> 5.000 Einwohner
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Bauzinsen kommen in Bewegung
Immobilienkäufer und Bauherrn nehmen wieder höhere Darlehen für die Finan-
zierung auf. Vor zehn Jahren lag der Durchschnitt noch bei 145.000 Euro, vor 
fünf Jahren waren es 193.000 Euro, jetzt liegt die Darlehenssumme für Baufi-
nanzierungen bei über 300.000 Euro. So lange die Immobilienpreise immer 
weiter steigen und die Zinsen niedrig bleiben, ist mit einem Rückgang der 
Darlehensummen nicht zu rechnen. Die Dr. Klein Privatkunden AG errechnet 
regelmäßig die sogenannte Standardrate, um langfristige Vergleiche anstellen 
zu können. Zugrunde gelegt sind eine Darlehenshöhe von 150.000 Euro, zwei 
Prozent Tilgung, 80 Prozent Beleihungsauslauf und zehn Jahre Zinsbindung. 
Anfang 2021 betrug die auf diese Weise errechnete Monatsrate 368 Euro, im 
April 2021 394 Euro. Der langfristige Blick zurück lässt erkennen, wie günstig 
Finanzierungen derzeit sind: Im April 2011 wurde für einen Kredit mit den 
genannten Standarddaten eine Monatsrate von 803 Euro fällig, vor fünf Jahren 
waren es 454 Euro. Hypothekennehmer sichern sich ihre Zinsen derzeit mit 
durchschnittlich 13 Jahren und zwei Monaten für einen relativ langen Zeit-
raum. Langfristige Festlegungen sind zwar etwas teurer, bieten dafür aber 
Planungssicherheit und schaffen Flexibilität. Denn nach zehn Jahren kann 
das Darlehen gekündigt und umgeschuldet werden. Dafür besteht dann ein 
zeitlicher Puffer für die Beobachtung des Zinsmarktes. Wie es weitergeht, hängt 
maßgeblich vom Kurs der Europäischen Zentralbank ab. Die leicht gestiegene 
Inflation gerät allmählich deutlicher ins Blickfeld der Akteure. Damit verbun-
den ist die Erwartung von möglichen Zinserhöhungen der Notenbanken und 
in der Folge von höheren Bauzinsen.

Wohnen im Alter – Zufriedenheit, 
Vorsorge und Geldanlage

Jede siebte Person im Alter ab 65 Jahren ist in ihrer Mobilität stark einge-
schränkt. Der Anteil erhöht sich mit zunehmendem Alter. Nur etwa ein Drittel 
der Personen mit Mobilitätsproblemen lebt in einer Wohnung, die stufenlos zu 
erreichen ist. Großen Nachholbedarf gibt es im Hinblick auf eine altersgerechte 
Badausstattung, bei außerhäuslichen Fortbewegungsmöglichkeiten, bei wohn-
ortnahen Einkaufsmöglichkeiten und gesundheitlichen Versorgungsstrukturen. 
Trotzdem bewerten ältere Menschen ihre eigene Wohnsituation im Durch-
schnitt eher positiv. Die emotionale Verbundenheit der älteren Menschen mit 
ihrer Wohnsituation und soziale Faktoren wie gute Nachbarschaft wiegen vor-
handene Nachteile auf. Zur Miete Wohnende bewerteten ihre Situation im 
Durchschnitt schlechter als Personen im Haus- oder Wohnungseigentum. Eine 
altersgerechte, barrierefreie Ausstattung der Wohnung hat einen positiven 
Effekt auf die Bewertung der Wohnsituation, ebenso eine gute Anbindung an 
den öffentlichen Nahverkehr. Die Ergebnisse der Analysen des Deutschen 
Alterssurveys verweisen auf die politische Notwendigkeit, älteren Menschen 
Möglichkeiten zu eröffnen, ihren Lebensabend im gewohnten Umfeld zu ver-
bringen. Vorausschauend ist es besser, schon in jüngerem Alter selbst aktiv zu 
werden. Eine vermietete Immobilie ist meist eine lohnende Altersvorsorge. Sie 
erwirtschaftet über Jahre Mieteinnahmen, kann nach mehr als zehn Jahren 
steuerfrei und erfahrungsgemäß mit gutem Gewinn verkauft oder auch selbst 
genutzt werden. Knapp vier Millionen private Eigentümer vermieten rund 15 
Millionen Wohnungen in Deutschland, oft zur Aufbesserung ihrer Rente. 

Gebäudeenergiegesetz:  
Nach dreißig Jahren ist ein 
neuer Heizkessel Pflicht

Kennen Sie das genaue Alter Ihrer Heizanlage? Das 
wäre nach dem Inkrafttreten des neuen Gebäude-
energiegesetz sehr nützlich, denn viele Haus- und 
Wohnungseigentümer sind bereits zum Austausch 
ihres Heizkessels verpflichtet. Laut einer aktuellen 
Umfrage wissen 69 Prozent der Haus- und Woh-
nungseigentümer in Deutschland das Alter ihrer 
Heizanlage auf das Jahr genau. Ein Viertel oder 24 
Prozent der Befragten kennen das Alter nur unge-
fähr und fünf Prozent kennen es gar nicht. Wer 
jetzt aufgeschreckt ist, kann sich vergewissern: Das 
Alter steht auf dem Typenschild, das sich auf dem 
Heizkessel befindet. Der Wechsel der Heizanlage ist 
meistens bereits ab einem Alter von zwanzig Jah-
ren sinnvoll, manchmal sogar noch früher. Eine 
neue Anlage senkt nicht nur die zukünftigen Ener-
giekosten, sondern wird derzeit auch kräftig vom 
Staat bezuschusst. Bei einem Wechsel auf eine kli-
mafreundliche, emissionsarme Heizung können 
Eigentümer bis zu 45 Prozent der Kosten sparen – 
zum Beispiel mit einer Gas-Hybrid-Heizung bei 
Einbindung von mindestens 25 Prozent erneuer-
barer Energie. Aber Achtung: Die Fördermittel wer-
den nur so lange gewährt, wie der Heizungstausch 
noch nicht gesetzlich vorgeschrieben ist.

Wer eine Heizung hat, die älter als 15 Jahre ist, 
sollte auf einen Ausfall vorbereitet sein. In einem 
Notfall würde möglicherweise nur der Kessel aus-
getauscht, und die Chance auf eine neue, emissi-
onsarme, dem Bedarf und dem Gebäude ange-
passte Anlage wäre dann für Jahre vertan. Eine 
Energieberatung und weitere Informationen zum
Gebäudeenergiegesetz bietet die Verbraucherzen-
trale. Welche Art der Wärmeerzeugung in Frage 
kommt, hängt wesentlich vom Gebäude aber auch 
von der Einstellung des Eigentümers zum Klima-
schutz ab. Moderne, verbreitete Heizungsarten 
sind heute Pelletheizungen, Wärmepumpen, So-
larthermie und Fernwärme, wenn das Netz in der 
Straße liegt. 

Um die Anpassung der Wohnungen in Deutschland an die Bedürfnisse älterer  
Menschen ist es nicht gut bestellt.
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Finanzierung: Woher kommt das Eigenkapital?
Die Bildung von Wohneigentum ist vor allem eine Frage des Eigenkapitals. 
Das gilt in Zeiten stetig steigender Immobilienpreise noch mehr als in früheren 
Jahren. Wie der Immobilienkauf trotzdem gelingen kann und woher das 
Eigenkapital kommt, hat eine aktuelle Studie erforscht. Erspartes als Eigenka-
pital spielt dabei eine wichtige Rolle, ist jedoch bei Jüngeren wegen langer 
Ausbildungszeiten oft nicht in genügender Höhe vorhanden. Daher verschie-
ben sich die Finanzquellen. Geld aus Erbschaften spielt eine wichtigere Rolle 
als früher. Vor mehr als zehn Jahren betrug der Eigenkapitalanteil aus Erb-
schaften sieben Prozent, in den vergangenen drei Jahren waren es bereits 
13 Prozent. Auch die Unterstützung durch die Familie wird immer häufiger. 
Vor mehr als zehn Jahren wurden 17 Prozent der Käufer durch ihre Familie 
unterstützt. In den vergangenen drei Jahren waren es schon 25 Prozent.

Kostenkalkulation für Instandsetzung und  
Unterhalt Ihres Hauses
Hauseigentümer haben einen größeren Gestaltungsspielraum und mehr Frei-
heiten als Mieter oder Wohnungseigentümer. Andererseits müssen sie aber 
selbstständig für Instandhaltung, Renovierung und Unterhalt aufkommen. Da-
runter fallen zum Beispiel Gebühren für die Abfallentsorgung und Straßenrei-
nigung, Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, Heizung und Heizungs-
wartung, Strom, Gas, Versicherungen, Telekommunikation und Schornstein- 
feger. Hinzu kommt die Grundsteuer. Die Unterhaltskosten unterscheiden sich 
von Region zu Region. Die Faustformel zur Orientierung lautet: vier Euro pro 
Monat und Quadratmeter Wohnfläche. 
Zur Instandhaltung zählen Reparaturen sowie die Prüfung, Wartung und In-
standsetzung von Bausubstanz und technischen Anlagen wie Heizungssystem, 
Haustechnik sowie Solar- und Fotovoltaikanlage. Diese Kosten fallen nicht  
regelmäßig an. Hier lautet die Faustformel für die Rücklage: zehn Euro pro Jahr 
und Quadratmeter für ein Haus, das älter als 20 Jahre ist.

BGH beurteilt Mängel bei Bau 
oder Kauf unterschiedlich
In der Vergangenheit wurde über tatsächliche oder 
vermeintliche Mängel an Immobilien oft gestritten. 
Daher kam es dem Bundesgerichtshof in einem 
aktuellen Fall ganz besonders auf eine Klarstellung 
an (BGH, 12.3.2021, V ZR 33/19). Er unterschied 
Fälle auf Basis eines Werkvertrags von solchen, in 
denen ein Kaufvertrag zugrunde liegt. Bei Mängeln 
am Neubau gilt etwas anderes als bei Mängeln an 
einem gebrauchten Haus. Bei Neubauten kann 
nach dem Werkvertragsrecht ein Vorschuss gefor-
dert werden, über dessen Verwendung später Rechen-
schaft abzulegen ist. Dagegen kann der Käufer einer 
gebrauchten Immobilie entweder einen Ausgleich 
des mangelbedingten Minderwerts oder den Ersatz 
der voraussichtlich erforderlichen Mängelbeseiti-
gungskosten verlangen. Dabei ist es unerheblich, 
ob der Mangel tatsächlich beseitigt wird. Die Schät-
zung des Minderwerts anhand der Kosten für  
die Mängelbeseitigung ist weiterhin zulässig. Ist die 
Mängelbeseitigung als unverhältnismäßig anzuse-
hen, kann der Käufer als Schadensersatz nur den 
mangelbedingten Minderwert verlangen.
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Baugewerbe mit Höhen  
und Tiefen

Neue Wohnkonzepte berücksichtigen das Bedürfnis nach Gemeinschaft und  
nach Individualität durch eine andere Organisation der Räume.
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Neue Wohnkonzepte

Auch schon vor der Coronakrise zeichneten sich neue Wohnbedürfnisse ab. 
Immer mehr Menschen leben als Single, viele davon sind Rentner. Auch die 
klassische Familie in der Vierzimmerwohnung wird immer seltener. Martin 
Klaffke, Direktor des Hamburger Institute for Change Management, erwartet 
daher neue Modelle: „Der Community-Gedanke wird in unseren Häusern Ein-
zug halten.“ Beim sogenannten Cluster-Wohnen hat jeder Bewohner Rückzugs
möglichkeiten im eigenen Zimmer, inklusive Bad und Teeküche. Kommunika-
tion, Kochen und Essen finden in flexibel geschnittenen Gemeinschaftsräumen 
statt. Der offene Grundriss spart in der Stadt teure Wohnfläche. Die Bewohner 
des Vorzeigeprojekts Spreefeld in Berlin zum Beispiel wohnen in mehreren 
Generationen zusammen und haben sich als Genossenschaft organisiert. Zu-
sammen nutzen sie sogar eine kleine Turnhalle und eine Schreinerei. Die neue 
Form städtischen Wohnens könnte in Zeiten von Raummangel und steigenden 
Mietpreisen zunehmend Freunde finden. 
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Quelle: Destatis 2021

Der Umsatz im Baugewerbe ist im Januar 2021 um 
minus 15,6 Prozent gegenüber Januar 2020 gesun-
ken. Dieser starke Rückgang ist vor allem auf das 
Auslaufen der befristeten Mehrwertsteuersenkung 
zurückzuführen. Denn diesem ungewöhnlichen 
Wert ging ein außerordentlich hohes Plus von 
18,0 Prozent im Dezember 2020 voraus.
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Seit 1990 wurden im Gebäudesektor zwar schon über 40 Prozent CO2-Minde-
rung erreicht, aber in den nächsten Jahren bis 2030 müssen gegenüber heute 
nochmals 40 Prozent CO2-Emissionen bei Gebäuden eingespart werden. Zur 
Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 hatte die Bundesregierung die 
Gebäudeförderung zu Jahresbeginn 2020 novelliert, unter anderem durch eine 
Erhöhung der Fördersätze im CO2-Gebäudesanierungsprogramm und im 
Marktanreizprogramm (MAP) sowie durch die Einführung einer Austauschprä-
mie für Ölheizungen. Die Summe der Anträge für die Gebäudeeffizienzpro-
gramme hat sich aufgrund der verbesserten Förderbedingungen von 2019 auf 
2020 fast verdoppelt. Besonders stark war die Steigerung bei Anträgen für den 
Einbau von Heizungen auf Basis erneuerbarer Energien.

Gebäude verursachen rund ein Viertel der Treibhausgasemissionen in Deutschland. 
Sanierungen sind daher in diesem Bereich besonders wirkungsvoll.
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Verbesserte Gebäudeförderung – 
gut für Konjunktur und Klima

Gewerbesteuer auf Mieterstrom 
soll bald entfallen
Im Zuge der Energiewende hat sich die Bundes- 
regierung auf eine neue Regelung geeinigt, wenn 
Wohnungsunternehmen Strom aus erneuerbaren 
Energien an ihre Mieter liefern, zum Beispiel mittels 
Ladestationen für Elektroautos. Die Stromerzeu-
gung und -lieferung stellt eine gewerbliche Tätig-
keit dar. Die Mieteinnahmen des Wohnungsunter-
nehmens würden dadurch gewerbesteuerpflichtig, 
was massive steuerliche Belastungen nach sich 
ziehen würde. Künftig dürfen Wohnungsunterneh-
men Einkünfte aus der Stromlieferung von bis zu 
zehn Prozent der Einnahmen aus der Wohnungs-
verwaltung erzielen, ohne dass ihre Mieterträge mit 
Gewerbesteuer belastet werden. 

Neues Telekommunikations-
gesetz für schnelles Internet – 
Mieter-Umlage entfällt

Die Reform des Telekommunikationsgesetzes be-
trifft rund zwölf Millionen Mieter. Die Änderungen 
sollen in erster Linie das „Recht auf schnelles 
Internet“ unterstützen. Zukünftig soll ein Grund-
versorgungsanspruch bestehen, dessen Leistung die 
Bundesnetzagentur festlegt und jedes Jahr aktua-
lisiert. Weitere Änderungen betreffen die Kosten für 
Kabelfernsehen, die Mieter bisher häufig mit den 
Nebenkosten zahlen. Vermieter haben ihren Mie-
tern in der Vergangenheit oft günstige Konditionen 
für den Kabelanschluss per Sammelvertrag ange-
boten. Diese Kosten sollen nach einer Übergangs-
frist bis 2024 nicht mehr auf die Nebenkosten um-
legbar sein. Mieter müssen sich dann selbst um ihr 
Kabelfernsehen kümmern. Vermieter können Mie-
tern nur noch ein „Bereitstellungsentgelt“ von 60 
Euro pro Jahr und Wohnung berechnen, wenn neue 
Glasfaserleitungen verlegt wurden. 

Entwicklung der Einzelhandels-
mieten uneinheitlich 
Bei den Angebotsmieten für Einzelhandelsobjekte 
zeigt sich kein einheitliches Bild: Im vorigen Jahr 
gab es hohe Preiszuwächse von 11,5 Prozent in 
Dresden, Düsseldorf und Stuttgart. Dem standen  
Rückgänge von neun Prozent in Dortmund und 
acht Prozent in Leipzig gegenüber. Damit setzte 
sich eine Entwicklung fort, die schon vor der Coro-
nakrise begonnen hat. Onlineshopping hat in den 
vergangenen Monaten noch einmal einen ordent-
lichen Schub bekommen. Für den Einzelhandel 
verschärft sich dadurch der bereits bestehende 
Druck. Auch für die Zukunft ist davon auszugehen, 
dass sich der Markt weiter ausdifferenziert. Der 
Erhalt der Attraktivität der Innenstädte ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Was sind Schönheitsreparaturen?
Um Schönheitsreparaturen hat es in der Vergangenheit immer wieder Streit 
gegeben. Ein aktuelles Urteil (AG Hamburg, 15.05.2020, 49 C 493/19) macht 
deutlich, was laufende Schönheitsreparaturen sind: Dabei handelt es sich um 
solche Renovierungsarbeiten, die während der Mietzeit infolge einer vertrags-
gemäßen Nutzung der Wohnung erforderlich werden. Entscheidend ist dabei 
laut Gericht, ob die Wohnung in möbliertem Zustand den Eindruck einer 
renovierungsbedürftigen Wohnung vermittelt. Hat der Vermieter die Schön-
heitsreparaturen auf den Mieter übertragen, kommt es auf die genaue Formu-
lierung im Mietvertrag an. Steht dort, dass der Mieter „für das Streichen der 
Innentüren, der Fenster und Außentüren von innen Sorge zu tragen“ hat, wird 
nicht hinreichend deutlich, dass das Streichen der Fenster nur von innen  
geschuldet ist. Eine solche Formulierung geht zulasten des Vermieters.

Neues Wohnungseigentumsgesetz zeigt Wirkung
Die Reform des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG) trat am 1. Dezember 2020 
in Kraft. Die neuen Regelungen erleichtern die Modernisierung des gemein-
schaftlichen Eigentums. Umbauten im Bereich Barrierefreiheit und energe-
tische Sanierung sollen gefördert werden. Die Novellierung des Gesetzes stärkt 
den Verwaltungsbeirat als Kontrollorgan, das den Verwalter überwacht. Im 
Gegenzug erhalten Hausverwalter mehr Kompetenzen und können kleinere 
Arbeiten eigenverantwortlich in Auftrag geben. Beschlussfassungen werden in 
Zukunft einfacher: Eigentümer können beispielsweise ohne Zustimmung aller 
Miteigentümer den Einbau einer Ladesäule für Elektroautos veranlassen. 
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IHR MAKLER IM NORDWESTEN BERLINS!

Google (5,0/5,0) 

Immobilienscout24 (5,0/5,0)

Makler-Empfehlung (5,0/5,0) 

Facebook (4,8/5,0) 

Gelbe Seiten (5,0/5,0) 

(135 Kundenbewertungen Stand 06/2021)
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